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Neues aus Berlin 
Brückenteilzeit: Arbeitszeit, 
die zum Leben passt  

| Fast eine Million Beschäftigte möchten 
laut Mikrozensus ihre Arbeitszeit reduzie-
ren. Das zeigt: Selbstbestimmung bei der 
Arbeitszeit ist ein wichtiges Thema für Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer. Des-
halb soll die Arbeitszeit besser an den in-
dividuellen Bedürfnissen der Beschäftig-
ten ausgerichtet werden – mit der neuen 
Brückenteilzeit. 
 
Es gibt Situationen im Leben, in denen 
Zeit auch außerhalb der Arbeit besonders 
gefordert ist. Mit Elternzeit, Pflegezeit und 
Familienpflegezeit haben Beschäftigte be-
reits für bestimmte Situationen das 
Recht, vorübergehend die Arbeitszeit zu 
reduzieren. Auf Druck der SPD-Fraktion 
will die Koalition diese Möglichkeit öffnen. 
Es soll möglich sein, sozusagen Brücken 
zu bauen zu den eigenen Lebensplänen 
und Lebenslagen – eine Brücke ins Ehren-
amt, in die Weiterbildung, in die Verwirk-
lichung eigener Ziele und zurück. 
 
Die neue Brückenteilzeit ist ein weiteres 
Stück auf dem Weg zu einer selbstbe-
stimmten, an den Bedürfnissen unter-
schiedlicher Lebensphasen orientierten 
Arbeitszeit. Sie ist ein aktiver Beitrag zur 
Gleichstellung von Frauen und hilft Alters-
armut zu vermeiden. Sie trägt dazu bei, 
dringend gebrauchte Fachkräfte zu si-
chern. 
 
Das neue Gesetz 
Der Entwurf eines Gesetzes von Bundes-
arbeitsminister Hubertus Heil (SPD), der 
zurzeit innerhalb der Bundesregierung 
abgestimmt wird, sieht vor, dass das Teil-
zeit- und Befristungsgesetz (TzBfG) um 
einen Rechtsanspruch auf Brückenteilzeit 
ergänzt wird. Dieser Anspruch führt dazu, 
dass Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer nach einer Teilzeitphase nicht in der 

„Teilzeitfalle“ stecken bleiben, sondern 
wieder zu ihrer vorherigen Arbeitszeit zu-
rückkehren können. Technisch ist das ein 
einfacher Weg, indem im bewährten und 
bekannten TzBfG neben dem bereits be-
stehenden Rechtsanspruch auf zeitlich 
nicht begrenzte Teilzeit ein neuer Rechts-
anspruch auf zeitlich begrenzte Teilzeit 
geschaffen wird. 
 
Warum ist das ein so großer Erfolg? 
Selbstbestimmung bei der Arbeitszeit ist 
ein wichtiges Thema für Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer. Deshalb soll die 
Arbeitszeit besser an den individuellen 
Bedürfnissen der Beschäftigten ausge-
richtet werden. Beschäftigte sollen ihre 
Arbeitszeit auch an ihre Lebensphasen 
besser anpassen können – neben Kinder-
erziehung oder der Pflege von Angehöri-
gen auch in anderen Lebenssituationen 
wie einer Weiterqualifizierung oder einer 
Zeit besonderen Engagements in einem 
Ehrenamt – ohne dabei in die „Teilzeit-
falle“ zu geraten. 
 
Die neue Brückenteilzeit ist ein Baustein 
bei der Umgestaltung der Arbeitswelt 
(Stichwort Arbeiten 4.0), ein Schritt in 
Richtung selbstbestimmterer Arbeitszei-
ten und Teil eines umfassenden Prozesses 
zur Absicherung neuer Lebens- und Ar-
beitsmodelle. 
 
Flexibilität und Planungssicherheit 
für die Unternehmen 
Die Brückenteilzeit gibt auch den Arbeit-
gebern Planungssicherheit. Sie können 
Beschäftigte an sich binden, indem sie 
ihnen eine Brücke bauen zwischen dem 
Engagement bei der Arbeit und Engage-
ment in anderen Lebensbereichen. Ge-
rade kleine und mittelständische Unter-
nehmen erhalten so die Möglichkeit, Fle-
xibilität und Verlässlichkeit für die Pla-
nung miteinander zu verbinden. 
 
Insgesamt kann die Brückenteilzeit der 
Wirtschaft so bei der Fachkräftesicherung 
helfen. In einigen Branchen und Regionen 
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werden dringend Fachkräfte gesucht. Zu-
gleich stecken viele oft gut und passend 
qualifizierte Beschäftigte in Teilzeit fest, 
vor allem Frauen. Ihnen eine Brücke zu 
schlagen, wieder mehr Verantwortung im 
Job übernehmen und dort größeren Ein-
satz bringen zu können. 
 

Syrien: Gemeinsame diplo-
matische Schritte unter dem 
Dach der UN nötig  

| Seit sieben Jahren bringt der Krieg in 
Syrien unermessliches Leid über die syri-
sche Bevölkerung. Wiederholt hat das sy-
rische Regime von Bashar al-Assad mit 
dem Einsatz von Chemiewaffen unfass-
bare Kriegsverbrechen an der eigenen Be-
völkerung begangen. 
 
Den Vereinten Nationen blieben dabei an-
gesichts der russischen Blockade im Si-
cherheitsrat die Hände gebunden. Für die 
SPD-Bundestagsfraktion steht fest: Diese 
politische Lähmung des UN-Sicherheitsra-
tes ist vor dem Hintergrund der Situation 
in Syrien und der vielen weiteren interna-
tionalen Konflikte unverantwortlich und 
darf nicht hingenommen werden. 
 
Andrea Nahles, SPD-Fraktionschefin, 
sagt: „Das Morden und Sterben in Syrien 
kann nicht militärisch, sondern nur diplo-
matisch beendet werden – unter dem 
Dach der Vereinten Nationen.“ Nach dem 
begrenzten Angriff auf mutmaßliche Ein-
richtungen des syrischen Chemiewaffen-
programms müsse es „jetzt vor allem da-
rum gehen, weitere Eskalationen im Syri-
enkrieg zu vermeiden“. Es müssten end-
lich „abgestimmte und gemeinsame dip-
lomatische Schritte“ folgen. Nahles: „Ich 
begrüße deswegen, dass unser Außenmi-
nister Heiko Maas hier zusammen mit sei-
nem französischen Kollegen initiativ wer-
den will.“ 
 
Heiko Maas (SPD) sagte in einer verein-
barten Debatte zu Syrien am Mittwoch vor 
dem Parlament: „Der Konflikt um Syrien 

ist eine Bewährungsprobe für die interna-
tionale Gemeinschaft, denn die Mechanis-
men für eine Konfliktlösung haben bis 
jetzt versagt“. Maas begründete noch ein-
mal den militärischen Schlag gegen die 
Gebäude des Assad-Regimes, in denen 
Chemiewaffen produziert und gelagert 
worden seien, als angemessen und not-
wendig. 
 
Kriegsverbrecher nicht ungeschoren 
davonkommen lassen 
Maas fordert eine Dynamik zur Wieder-
aufnahme der diplomatischen Gespräche 
und kündigte an, das Thema Syrien oben 
auf die Agenda des G7-Außenminister-
treffens kommende Woche zu setzen. 
Auch bei der Nato würden Gespräche ge-
führt. Maas versicherte: „Die Bundesre-
gierung wird alle diplomatischen Mittel 
einsetzen, um einen solchen diplomati-
schen Weg zu ermöglichen“. Dazu gehöre 
auch, alle Kanäle zu Russland zu nutzen, 
damit Russland Druck auf Syriens Macht-
haber Assad ausübe. Maas: „Wir wollen, 
dass diejenigen zur Rechenschaft gezo-
gen werden, die Menschenrechtsverlet-
zungen begangen oder befohlen haben. 
Kriegsverbrecher sollen nicht ungescho-
ren davonkommen“. 
 
Oberste Priorität hat für die Sozialdemo-
kratinnen und Sozialdemokraten nun zu-
nächst die Durchsetzung einer Waffen-
ruhe. Die Menschen vor Ort und in der Re-
gion brauchen dringend humanitäre Hilfe 
und medizinische Versorgung. Hierzu sind 
ein Waffenstillstand und freie Korridore zu 
den teils eingeschlossenen Menschen not-
wendig. 
 
Um über eine Waffenruhe hinaus eine 
friedliche Lösung des Konfliktes voranzu-
bringen, müssen aus Sicht der SPD-Frak-
tion vor allem die dafür vorgesehenen Or-
gane und Instrumente der Vereinten Na-
tionen gestärkt werden. Deutschland hat 
von Anfang an den UN-Prozess zur Been-
digung des Syrienkrieges und zur huma-
nitären Hilfe politisch, finanziell und per-
sonell unterstützt. 
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Rolf Mützenich, stellvertretender SPD-
Fraktionschef, sagte: „Anscheinend ha-
ben sich in Washington diesmal diejeni-
gen durchgesetzt, die der wirren Kriegs-
rhetorik eine begrenzte militärische Ant-
wort und das Offenhalten von Kommuni-
kationskanälen vorgezogen haben. Beim 
Besuch der Bundeskanzlerin Ende April in 
Washington muss Deutschland deshalb 
umso mehr als eine Stimme der Vernunft, 
der Diplomatie und des Völkerrechts 
wahrnehmbar sein.“ 
Andrea Nahles stellte klar: „Eine politi-
sche Lösung ist nur mit Russland möglich. 
Wir müssen mit unseren Partnern und 
auch bilateral weiterhin das Gespräch mit 
Russland suchen.“ 
  
 
Wichtigste zusammengefasst:  
Sieben Jahre Krieg in Syrien. Eine 
Waffenruhe hat jetzt für die Bundes-
regierung oberste Priorität. Die Initi-
ativen von Minister Maas und seinem 
französischen Amtskollegen sollen 
den Weg für eine politische Lösung 
ebnen. Gleichzeitig sollen die Ver-
antwortlichen, die für Kriegsverbre-
chen verantwortlich sind zur Re-
chenschaft gezogen werden. 
 

Beteiligung an EU-Operation 
ATALANTA  

| Die Piraterie am Horn von Afrika ist in 
den vergangenen Jahren mit einem we-
sentlichen Beitrag der Operation  
ATALANTA zurückgedrängt worden. Die 
verantwortlichen kriminellen Netzwerke 
sind aber weiterhin intakt. Es kommt im-
mer noch vereinzelt zu Angriffen von Pi-
raten gegen kommerzielle Schiffe.  
 
Die Hauptaufgabe der Operation, der 
Schutz der Schiffe des Welternährungs-
programms der Vereinten Nationen, 
bleibt damit weiterhin erforderlich. Dar-
über hinaus wirken der anhaltende Kon-

flikt in Jemen und die 2017 hinzugekom-
mene Krise in der Golfregion destabilisie-
rend auf Somalia. Die ebenfalls in diesem 
Zusammenhang zu beobachtende Zu-
nahme krimineller Aktivitäten im Seege-
biet am Horn von Afrika hat zusätzlich ne-
gative Auswirkungen auf die Sicherheits-
lage. Auch über die Bekämpfung der Pira-
terie hinaus leistet damit die fortgesetzte 
maritime EU-Präsenz am Horn von Afrika 
einen wesentlichen Beitrag zur Sicherheit 
und Stabilität in der Region. 
 
Ein Antrag der Bundesregierung, am Don-
nerstag beraten, sieht vor, die Beteiligung 
bewaffneter deutscher Streitkräfte an  
ATALANTA bis zum 31. Mai 2019 zu ver-
längern (Drs. 19/1596). Die personelle 
Obergrenze von 600 Soldatinnen und Sol-
daten soll unverändert bestehen bleiben. 
 
Wichtigste zusammengefasst:  
Die Beteiligung deutscher Soldaten 
an der Operation Atalanta am Horn 
von Afrika wird bis 2019 verlängert. 
Trotz der Erfolge sind die kriminellen 
Netzwerke immer noch aktiv. Der 
Schutz kommerzieller Schiffe in die-
ser Region ist nach wie vor notwen-
dig, auch wegen der Situation im Je-
men. 
 

Schluss mit den Gewaltex-
zessen gegen die Rohingya  

| Die Fraktionen von SPD, CDU/CSU, FDP 
und Grünen haben am Freitag einen ge-
meinsamen Antrag in den Bundestag ein-
gebracht mit dem Titel „Gewaltexzesse 
gegen die Rohingya stoppen“ (Drs. 
19/1708).  
 
Seit Ende August 2017 sind nach Angaben 
des UN-Flüchtlingshilfswerks UNHCR über 
688.000 Menschen aus Myanmar nach 
Bangladesch geflohen. Auslöser war die 
massive Gewaltanwendung durch das 
myanmarische Militär und lokale Bevölke-
rungsgruppen gegen die Rohingya. Mit 60 
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Prozent machen Kinder die Mehrheit der 
vom Konflikt betroffen Flüchtlinge aus.  
 
Als Rohingya wird eine Ethnie in Myanmar 
bezeichnet, deren Mitglieder als Mutter-
sprache eine Varietät des indoarischen 
Chittagong sprechen, das zum bengali-
schen Zweig des Ostindischen gehört. 
Fast alle Rohingya sind sunnitische Mus-
lime. 
 
Der Konflikt zwischen den muslimischen 
Rohingya und der buddhistischen Mehr-
heitsbevölkerung hat vielfältige histori-
sche, religiöse und ethnische Ursachen. 
Die fortdauernde Staatenlosigkeit der Ro-
hingya und die daraus resultierende hu-
manitäre Krise kann nur durch gemein-
same Anstrengungen aller beteiligten Ak-
teure überwunden werden. 
 
Menschenrechtsverletzungen juris-
tisch aufarbeiten 
Deshalb fordert die SPD-Fraktion die Bun-
desregierung in dem Antrag mit der 
Union, FDP und den Grünen dazu auf, ge-
genüber der myanmarischen Regierung 
darauf hinzuwirken, dass Menschen-
rechtsverletzungen, insbesondere die 
durch Staatsorgane oder mit deren Dul-
dung begangen wurden, sofort gestoppt 
werden. 
 
Auch sollen Menschenrechtsverletzungen 
juristisch aufgearbeitet, die Opfer ent-
schädigt und die Täter verurteilt werden. 
Darüber hinaus sollen die Rohingya die 
vollen bürgerlichen und politischen 
Rechte und damit auch die Staatsangehö-
rigkeit Myanmars erhalten. 
 
Frank Schwabe, Sprecher für Menschen-
rechte und humanitäre Hilfe der SPD-
Fraktion, sagt: „Die systematische Ver-
treibung und Verfolgung der Rohingya hat 
unglaubliches Leid hervorgerufen. Tau-
sende Menschen wurden umgebracht, 
Frauen vergewaltigt, Dörfer abgebrannt. 
Hunderttausende Menschen fanden Zu-
flucht in Bangladesch, wo sie trotz der 
großen Hilfsbereitschaft der Bevölkerung 

unter furchtbaren Bedingungen leben 
müssen. Die Versorgung mit Medikamen-
ten, Lebensmitteln, Trinkwasser und sa-
nitären Einrichtungen ist völlig unzu-
reichend. Die politische und soziale Situ-
ation der Rohingya wird sich aber dauer-
haft nur verbessern, wenn sie endlich die 
Staatsangehörigkeit Myanmars und damit 
auch die vollen bürgerlichen und politi-
schen Rechte erhalten.“ 
 
 
Wichtigste zusammengefasst: 
In einem gemeinsamen Antrag von 
SPD, CDU/CSU, FDP und Grünen 
wurde das Ende der Gewalt gegen 
die Minderheit der Rohingyas in My-
anmar gefordert. 688.000 Menschen 
sind bereits geflohen. Menschen-
rechtsverletzungen sollen künftig ju-
ristisch aufgearbeitet werden.  
 

Jahresbericht des Wehrbe-
auftragten  

Am Donnerstag hat der Wehrbeauftragte 
mit seinem Jahresbericht den Deutschen 
Bundestag über den inneren Zustand der 
Bundeswehr informiert (Drs. 19/700) 
Schwerpunkt des Berichts 2017 sind die 
Lücken bei Personal und Material in allen 
Bereichen der Bundeswehr. Demnach 
seien oberhalb der Mannschaftsebene 
21.000 Dienstposten von Offizieren und 
Unteroffizieren nicht besetzt. Es fehle an 
Führungspersonal, Ausbildern und Spezi-
alisten.  
Die kleinste Bundeswehr aller Zeiten habe 
laut Bartels nicht nur eine Hauptaufgabe, 
sondern zwei: neben der kollektiven Ver-
teidigung auch die Auslandseinsätze. 
Diese Situation hat nach Einschätzung 
von Hans-Peter Bartels eine Überlastung 
in Teilen der Marine oder bei den Hub-
schrauberverbänden von Heer und Luft-
waffe zur Folge. 
 
Gleichzeitig sei die materielle Einsatzbe-
reitschaft der Truppe in den vergangenen 
Jahren nicht besser, sondern tendenziell 
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noch schlechter geworden. Als Beispiel 
dafür nennt Bartels den Lufttransport der 
Bundeswehr. Auch alle U-Boote der Ma-
rine sind zum Jahresende außer Betrieb 
gewesen. Zeitweise sei von den 14 
A400M-Transportflugzeugen der Luft-
waffe, keines flugfähig gewesen. Bei sei-
nen Truppenbesuchen höre er von Ohn-
machtsgefühlen. Dem entgegenzuwirken, 
sei auch eine Frage der Attraktivität. Das 
gelte ebenso für Themen wie Pendlerwoh-
nungen, Familienfreundlichkeit, planbare 
Überstunden und bessere Infrastruktur. 
 
  
Wichtigste zusammengefasst:  
Der Jahresbericht des Wehrbeauf-
tragten besagt, dass oberhalb der 
Mannschaftsebene 21.000 Dienst-
posten von Offizieren und Unteroffi-
zieren nicht besetzt sind. Es fehlt an 
Ausbildern und Spezialisten. Die Si-
tuation der materiellen Ausstattung 
hat sich verschlechtert. Zum Beispiel 
war zeitweise kein A400M-Trans-
portflugzeug flugfähig. 
 

SPD-Fraktionsvorsitzende 
fassen Beschluss für ge-
rechte Wohnungsbaupolitik  

 
Am vergangenen Donnerstag und Freitag 
haben sich die Fraktionsvorsitzenden der 
SPD-Fraktionen in den Ländern, im Bund 
und im EU-Parlament in Wiesbaden zu ei-
ner zweitägigen Konferenz getroffen. 
Schwerpunktthema war die Wohnungs-
baupolitik in Bund und Ländern. 
 
In einem gemeinsamen Beschluss, den 
die Vorsitzende der SPD-Bundestagsfrak-
tion Andrea Nahles und der hessische 
SPD-Fraktionschef Thorsten Schäfer-
Gümbel am vergangenen Freitag offiziell 
vorstellten, heißt es dazu: „Wir Sozialde-
mokratinnen und Sozialdemokraten sor-
gen für gerechte Lebensbedingungen in 

Stadt und Land. Bezahlbarer Wohnraum 
ist die soziale Frage unserer Zeit.“ 
 
Denn Wohnungen und Wohneigentum 
werden immer teurer. Menschen in der 
gesamten Republik macht der knapper 
werdende bezahlbare Wohnraum deshalb 
immer mehr Sorgen. 
 
Nahles und Schäfer-Gümbel machten 
deutlich, dass im Koalitionsvertrag von 
SPD und Union eine große Wohnoffensive 
vereinbart worden ist. Dabei geht es so-
wohl um mehr bezahlbaren Wohnraum, 
als auch um die Erhöhung des Wohngel-
des und die Umlagebegrenzung bei Mo-
dernisierungen. Dafür ist laut Beschluss 
eine verzahnte Bau- und Wohnungs-
marktpolitik auf Bundes-, Landes- und 
kommunaler Ebene notwendig. 
 
Die Sozialdemokratinnen und Sozialde-
mokraten fordern Bundesbauminister 
Horst Seehofer (CSU) auf, die Vereinba-
rungen des Koalitionsvertrages zum be-
zahlbaren Wohnraum schnell anzugehen. 
Wörtlich heißt es dazu im Beschluss: „Wir 
wollen, dass 1,5 Millionen neue Wohnun-
gen entstehen und investieren dazu min-
destens 2 Milliarden Euro in den sozialen 
Wohnungsbau. Da, wo öffentliches 
Grundeigentum verkauft wird, wollen wir 
eine Vergabe nach bestem Konzept und 
nicht nach höchstem Preis.“ 
 
Zudem setzen sich die SPD-Fraktionsvor-
sitzenden dafür ein, „dass es bei der not-
wendigen Reform der Grundsteuer insge-
samt nicht zu Mehrbelastungen für Miete-
rinnen und Mieter kommen wird.“ 
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Aus unserer Region 
Handelt der deutsche Bot-
schafter in Bern im Sinne des 
Bundesverkehrsministerium?  

| Die Aussagen des deutschen Botschaf-
ters in der Schweiz zur möglichen Lösung 
in der Auseinandersetzung um den Flug-
hafen Zürich lassen aufhorchen. In einem 
Interview mit der Aargauer Zeitung er-
klärte Botschafter Norbert Riedel am 5. 
April, dass man in der Fluglärmfrage mit 
der Schweiz an einer Einigung arbeite. 
Zur Lösung des Fluglärmstreits kann sich 
der Botschafter die Einsetzung einer ge-
meinsamen Kommission vorstellen.  
https://www.aargauerzeitung.ch/aus-
land/deutscher-botschafter-in-der-
schweiz-ich-habe-versucht-mich-von-al-
len-klischees-freizuhalten-132397745 
 
Angesichts der aktuellen Interviewäuße-
rungen von Botschafter Norbert Riedel 
habe ich mich direkt an den aus Baden-
Württemberg stammenden Parlamentari-
schen Staatssekretär im Bundesverkehrs-
ministerium, Steffen Bilger (CDU), ge-
wandt. Ich möchte wissen, ob der deut-
sche Botschafter in der Fluglärmfrage mit 
Zustimmung des Bundesverkehrsministe-
riums und in Abstimmung mit der baden-
württembergischen Landesregierung han-
delt. 
 
Vor dem Hintergrund der kürzlich bekannt 
gewordenen Pläne zur Verdoppelung der 
Passagierkapazität am Flughafen Zürich 
warne ich vor den langfristigen Konse-
quenzen für die Betroffenen. Ich setze da-
rauf, dass das CSU-geführte Bundesver-
kehrsministerium weiterhin zu seiner Zu-
sage steht, die südbadische Bevölkerung 
dauerhaft vor zusätzlicher Fluglärmbelas-
tung zu schützen. Eine Kapazitätsauswei-
tung auf Kosten der Menschen in Südba-
den ist mit uns nicht zu machen. Die Be-
lastungsgrenze ist bereits eindeutig er-
reicht. Die wichtigste Bedingung für ein 

ehrliches Gespräch mit der Schweiz ist für 
mich, dass der Flughafen Zürich mit offe-
nen Karten spielt. 
 

Aargauer Kantonsregierung 
sollte für einen kompletten 
Atomausstieg entscheiden  

| Wenn man in der Aargauer Kantonsre-
gierung nun an der politischen Unabhän-
gigkeit der Nagra zweifelt und gleichzeitig 
die negativen Auswirkungen eines Endla-
gers fürchtet, sollte man sich jetzt für ei-
nen kompletten Atomausstieg mit fixem 
Enddatum entscheiden. In einem Inter-
view mit der Aargauer Zeitung hat der für 
Energiefragen zuständige Aargauer Re-
gierungsrat, Stephan Attiger (FDP), den 
Bau eines Atomendlagers auf dem Gebiet 
seines Kantons grundsätzlich abgelehnt. 
 
Angesichts der traditionell atomfreundli-
chen Haltung des Aargaus bin ich über 
diese Aussage verwundert: Wer über 
Jahre hinweg Mega-Dividenden kassiert, 
darf sich dann bei der Entsorgung des 
strahlenden Mülls nicht vom Acker ma-
chen. Als Miteigentümerin der Atomkraft-
werke in Leibstadt und Beznau trägt der 
Kanton Aargau hier eine besondere Ver-
antwortung. 
 
Über seine Kapitalbeteiligung an der Axpo 
Holding ist der Kanton Aargau auch indi-
rekt an der Nationalen Genossenschaft für 
die Lagerung radioaktiver Abfälle (Nagra) 
beteiligt. Die Nagra organisiert im Auftrag 
der Schweizer Atomwirtschaft die Planung 
und den Bau eines nationalen Atomendla-
gers. Nach geltender Rechtslage dürfen in 
der Schweiz Kernkraftwerke nur betrie-
ben werden, wenn die Eigentümer eine si-
chere Entsorgung der strahlenden Abfälle 
auf dem Territorium der Eidgenossen-
schaft nachweisen können. 
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Ankündigung von Olaf Scholz 
für neue Zollstellen gibt auch 
Hoffnung für den Hochrhein  

| Ich freue mich über die Ankündigung 
des SPD-Finanzministers Olaf Scholz, der 
bundesweit mehrere hundert neue Stellen 
beim Zoll schaffen möchte. Der Aufbau 
der zusätzlichen Stellen soll bereits in die-
sem Jahr beginnen, um dem akuten Per-
sonalmangel entgegenzutreten. Ich hoffe, 
dass auch unsere Grenzregion davon pro-
fitieren kann. Die Zollbeamtinnen und 
Zollbeamten an der deutsch-schweizeri-
schen Grenze leisten täglich hervorra-
gende Arbeit und können weitere Unter-
stützung sicher gut gebrauchen. 
 
Hintergrund: 
Bei der Vorstellung der Zollbilanz 2017 
am 17. April 2018 in Berlin hat SPD-Fi-
nanzminister Olaf Scholz angekündigt, 
hunderte neue Stellen schaffen zu wollen. 
In seiner Rede betonte er die wertvolle 
Arbeit, die der deutsche Zoll im Dienste 
der Allgemeinheit jeden Tag leistet. Mit 
der Bekanntmachung zusätzlicher Stellen 
beruft sich der Finanzminister auf den Ko-
alitionsvertrag, in dem SPD und Union 
sich darauf geeinigt hatten, den Zoll vor 
allem personell zu stärken. Aus Regie-
rungskreisen hieß es, dass der Aufbau der 
zusätzlichen Stellen mit dem Etat 2018 
bereits beginnen werde und im Laufe des 
nächsten Jahres fortgesetzt werden soll.  
 
 

Rottweiler Schüler laden zur 
Podiumsdiskussion im Rah-
men einer GFS 

| Spannender Austausch letzte Woche am 
Albertus-Magnus-Gymnasium in Rottweil. 
Die drei Schüler Lucas Hahn, Felix Huon-
ker und Simon Schellhorn hatten im Rah-
men einer GFS (Referat zur Feststellung 
von Schülerleistungen) zu einer Podiums-
diskussion in ihre Schule geladen. Brexit, 
Russlandpolitik, Klimawandel – diese und 

weitere Themen haben wir mit den Schü-
lerinnen und Schülern diskutiert. Keine 
Spur von Politikverdrossenheit bei den 
jungen Menschen. 
 
Es ist wichtig, dass wir jungen Menschen 
zuhören, ihnen eine Stimme geben. Sol-
che Veranstaltungen sind ideal dafür mit 
den Jugendlichen in Kontakt zu treten und 
zu sehen, welche Fragen ihnen unter den 
Nägeln brennen. Ich finde die drei Schüler 
haben einen tollen Job gemacht. Danke 
für die Organisation dieser Veranstaltung 
und den spannenden Nachmittag am Al-
bertus-Magnus-Gymnasium! 
 

 
Foto: (c) F. Huonker, S. Schellhorn und L. Hahn 

 

Gespräche mit AWO-Vertre-
tern und Bewohnern des 
Hauses   

| Das soziale Zentrum Spittelmühle in 
Rottweil war das Ziel meines Besuchs am 
vergangenen Donnerstag, 19. April. Zent-
rale Themen des Gesprächs mit den AWO-
Vertretern Peter Hirsch, Dietmar Greuter, 
Alexander Schiem und Mirko Witkowski 
(für die Kreisverbände von AWO und SPD) 
sowie der stellvertretenden Vorsitzenden 
des SPD-Ortsvereins Rottweil, Isabella 
Cramer, waren der soziale Arbeitsmarkt, 
das soziale Grundeinkommen, aber auch 
der Umgang mit Menschen, die auf Hilfe 
angewiesen sind, und die Situation auf 
dem Wohnungsmarkt. 
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Lesen Sie hier den ganzen Artikel in der 
Neuen Rottweiler Zeitung. 
https://www.nrwz.de/kreis-rottweil/sozi-
alen-wohnungsbau-vorantreiben/201636 
 
Für mich ist es wichtig, denen Anreize zu 
geben, die Arbeiten gehen wollen. Für 
jene, die auf dem ersten Arbeitsmarkt 
keine Chance haben, braucht es meiner 
Ansicht nach einen - so wie auf Betreiben 
der SPD im Koalitionsvertrag festgehalten 
- sozialen Arbeitsmarkt. Ich halte nichts 
davon, wenn Menschen von der einen 
Maßnahme in die nächste geschoben wer-
den, ohne jemals eine Chance zu haben, 
an einer Arbeitsstelle tatsächlich Fuß zu 
fassen. All diese Themen habe ich mir no-
tiert und werde sie mit nach Berlin neh-
men und weiter bearbeiten. In der Schrei-
nerei der Spittelmühle hatte ich auch die 
Gelegenheit zum Gespräch mit den dort 
tätigen Menschen. 
 

 
Foto: AWO Rottweil 

 

Hochrheinstrecke hat Priori-
tät im Elektrifizierungskon-
zept  

| Ich freue mich, dass das Land der drin-
gend notwendigen Elektrifizierung der 
Hochrheinstrecke oberste Priorität ein-
räumt. Mit der Elektrifizierung können wir 
die Qualität auf der Hochrheinstrecke 
massiv steigern. Insbesondere Berufs-
pendler und andere Bahnreisende leiden 
unter den tagtäglichen Problemen bei der 
Betriebsqualität. Die Einstufung durch die 

Landesregierung in ihrem Elektrifizie-
rungskonzept ist aber vorerst nur die 
halbe Miete. Es kommt jetzt darauf an, 
dass die Planungsarbeiten für die Hochr-
heinstrecke vorankommen. Erst dann ha-
ben wir gute Chancen, zusammen mit 
dem vom Bund angekündigten Förderpro-
gramm die vorgesehene Elektrifizierung 
der Hochrheinstrecke bis zum Jahr 2025 
auch wirklich umzusetzen. 
 
Hintergrund: 
Am 13. April 2018 hat das Verkehrsminis-
terium in Baden-Württemberg sein lan-
desweites Schienenelektrifizierungskon-
zept vorgestellt. Langfristiges Ziel dabei 
ist die vollständige Elektrifizierung des 
Schienenpersonennahverkehrs. Die 
Hochrheinstrecke wurde dabei in die erste 
Kategorie eingestuft, für die eine Realisie-
rung bis 2025 vorgesehen ist. Auf Bun-
desebene wurde im Koalitionsvertrag von 
SPD und CDU/CSU ein Förderprogramm 
zur Elektrifizierung des Schienenverkehrs 
vereinbart. 70 Prozent des bundesweiten 
Schienennetzes sollen bis zum Jahr 2025 
elektrifiziert sein. 
 
 

Hochrheinautobahn A98: 
Klare Ansage der Deges  

| Die von Deges-Geschäftsführer Dirk 
Brandenburger in Bad Säckingen vorge-
stellten Planungen, an der Hochrheinau-
tobahn alle offenen Autobahnabschnitte 
zwischen Schwörstadt und Tiengen ab so-
fort parallel in Angriff zu nehmen, ist eine 
klare Ansage. Es ist gut, dass dieses 
große Projekt nun endlich als Ganzes in 
den Blick genommen wird. Im Zusam-
menhang mit den bislang unter der Fe-
derführung des Regierungspräsidiums 
Freiburg laufenden Planungsarbeiten 
sprach Dirk Brandenburger von einem 
Gänsemarsch, den es zu beschleunigen 
gelte. 
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Wenn die Deges das selbst gesetzte 
Tempo durchhält und die Planungsarbei-
ten der A98-Abschnitte sechs, acht und 
neun bereits in diesem Jahr ausschreibt, 
wäre das ein Riesenschritt für die Region. 
Von den Verantwortlichen im Regierungs-
präsidium Freiburg erwarte ich dann na-
türlich, dass sie mit dieser Schlagzahl mit-
halten können. Außerdem weise ich auf 
die noch immer ausstehende Entschär-
fung der Abfahrt Hauenstein hin, die nun 
ebenfalls in die Verantwortung der Deges 
übergeht. Den guten Ruf, der ihnen vo-
rauseilt, können die Projektmanager von 
Deges gerne gleich bei der Abfahrt Hau-
enstein unter Beweis stellen. Hier steht 
die Sicherheit vieler Verkehrsteilnehmer 
auf dem Spiel. Die Freiburger Regierungs-
präsidentin Bärbel Schäfer hat gestern in 
Bad Säckingen gemeinsam mit Fachleu-
ten aus dem Verkehrsministerium und 
dem Regierungspräsidium über den Fort-
gang der weiteren Planungen an der A98 
informiert. Im Rahmen dieser Veranstal-
tung hat die Projektmanagementgesell-
schaft des Bundes und der Länder Deges 
erstmals öffentlich zum methodischen 
Vorgehen und den nächsten Planungs-
schritten Stellung genommen. 
 
 

Ortsumfahrungen: 
Jestetten startet 2020 
Grimmelshofen wartet 

Die verbindliche Zusage des Regierungs-
präsidiums für einen Planungsbeginn für 
die Ortsumfahrung Jestetten werte ich 
positiv. Damit der Schwung jetzt nicht 
verloren geht, sollten die Planungsge-
spräche mit der Gemeinde aber zeitnah 
starten. Nach Aussage der Straßenbauab-
teilung des Regierungspräsidiums muss 
erfahrungsgemäß mit einer Zeitspanne 
von 10 Jahren bis zur Baureife eines Pro-
jekts gerechnet werden. Zu einem beson-
ders kritischen Faktor hat sich in den ver-
gangenen Jahren der angespannte Markt 
für Ingenieursdienstleistungen entwi-
ckelt. 

 
Die Regierungspräsidentin Bärbel Schäfer 
hat am vergangenen Freitag in Freiburg 
über die weiteren Planungsabsichten zu 
den Straßenbauvorhaben in Südbaden in-
formiert. Für die Ortsumfahrung Jestetten 
ist der Start der Planungen für das erste 
Halbjahr 2020 vorgesehen. Eine Festle-
gung für die Ortsumfahrung Grimmels-
hofen wurde nicht getroffen. Beide Pro-
jekte sind im vordringlichen Bedarf des 
aktuellen Bundesverkehrswegeplans auf-
geführt. Über die endgültige Priorisierung 
entscheidet die Landesregierung Baden-
Württemberg. 
 
Hintergrund: 
Die Regierungspräsidentin Bärbel Schäfer 
hat am vergangenen Freitag in Freiburg 
über die weiteren Planungsabsichten zu 
den Straßenbauvorhaben in Südbaden in-
formiert. Für die Ortsumfahrung Jestetten 
ist der Start der Planungen für das erste 
Halbjahr 2020 vorgesehen. Eine Festle-
gung für die Ortsumfahrung Grimmels-
hofen wurde nicht getroffen. Beide Pro-
jekte sind im vordringlichen Bedarf des 
aktuellen Bundesverkehrswegeplans auf-
geführt. Über die endgültige Priorisierung 
entscheidet die Landesregierung Baden-
Württemberg. 
 
Enttäuscht bin ich von den Perspektiven 
für die Ortsumfahrung Grimmelshofen. 
Infolge der negative Einstufung des Pro-
jekts durch die grün-schwarze Landesre-
gierung konnte sich das Regierungspräsi-
dium nicht zu verbindlichen Aussagen 
durchringen. Durch die Übergabe der A98 
an die Deges werden im Regierungspräsi-
dium kurzfristig Personalkapazitäten frei. 
Vom grün-geführten Verkehrsministerium 
hätte ich deshalb ehrgeizigere Vorgaben 
für die Planungen in Grimmelshofen er-
wartet. Zu einer zeitgemäßen Vorhaben-
planung gehört für mich auch ein offener 
Dialog mit den betroffenen Bürgern vor 
Ort. Gerade in den Fällen, in denen es 
nicht wie gewünscht läuft. 
 
 



  

 

	
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Liebe Leserinnen und Leser, 	
	
ich hoffe Sie hatten eine spannende Lektüre! Den Menschen bei uns im Wahlkreis 
und in unserer Region möchte ich auch ein wichtiger Ansprechpartner für ihre An-
liegen und Sorgen sein. Gerne können Sie sich jederzeit telefonisch, per E-Mail 
oder ganz klassisch per Brief an mich wenden. Ich freue mich auf Ihre Nachricht!  
 
Für mehr Informationen zu meiner politischen Arbeit im Wahlkreis und in Berlin 
besuchen Sie mich auch gerne auf meiner Homepage und bei facebook oder folgen 
mir auf Twitter und Instagram!  
 

 
 
 
 

Kontakt 
 
Abgeordnetenbüro Berlin: 
 
Rita Schwarzelühr-Sutter, MdB 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 
T: 030 – 227 73 071 
F: 030 – 227 76 173 
E: rita.schwarzeluehr-sutter@bundes-
tag.de 
 

Wahlkreisbüro Waldshut-Tiengen: 
 
Rita Schwarzelühr-Sutter, MdB 
Wallstr. 9 / Kaiserstr. 22 
79761 Waldshut-Tiengen 
T: 07751 – 91 76 881 
F: 07751 – 91 76 882 
E: rita.schwarzeluehr-sutter.wk@bundes-
tag.de 
 

Home:  
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Instagram: 

www.schwarzelühr-sutter.de 
facebook.com/schwarzeluehrsutter 
twitter.com/rischwasu 
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